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Regelungen zur Zusammenarbeit mit den Agenturen für Arbeit und den Jobcentern 

Anforderungen an die Bildungsträger gemäß §§ 176ff Sozialgesetzbuch III in Verbindung mit der 

Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung – Arbeitsförderung 

Die Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des Bildungsträgers im Sinne des § 178 Nr. 1 SGB III in 

Verbindung mit § 2 Absatz 1 AZAV erfordert die Einhaltung von gesetzlichen Regelungen über die 

Zusammenarbeit mit den Agenturen für Arbeit und den Jobcentern. Von besonderer Bedeutung sind 

hierbei die Vorschriften zur Qualitätssicherung und Leistungsgewährung gemäß §§ 183, 318 SGB III 

und 61 SGB II (siehe Folgeseite) in Verbindung mit § 2 Absatz 4 AZAV. 

Allgemeine Informationen für Bildungsträger zu allen wesentlichen Themen in diesem Zusammenhang 

sind auch im Internet unter www.arbeitsagentur.de zu finden. 

Die im Download-Center befindlichen Vorlagen sind zu nutzen. 

Um die Vertraulichkeit der übertragenen Daten zu gewährleisten sind E-Mails verschlüsselt zu 

übermitteln. 

Die folgenden Punkte stellen im Einzelnen die wichtigsten geforderten Aktivitäten des Bildungsträgers 

dar:  

1. Aktivitäten hinsichtlich zugelassener Bildungsmaßnahmen  

• zeitnahe Einstellung der Maßnahmen in die Datenbank KURSNET  

• regelmäßige Pflege der Maßnahmedaten (Terminverschiebungen, Stornierungen)  

• Nutzung des Änderungsdienstes 

2. Aktivitäten hinsichtlich geförderter Teilnehmer (SGB II und SGB III) 

Unverzügliche Mitteilung an die zuständige Agentur für Arbeit und/oder das Jobcenter, wenn  

• ein Teilnehmer die Bildungsmaßnahme nicht antritt, abbricht, durch Prüfung vorzeitig beendet oder 

die Prüfung nicht besteht  

• Fehlzeiten bei einzelnen Teilnehmern auftreten, unter Angabe der Gründe für die Fehltage  

• das Erreichen des Maßnahmezieles bei einem Teilnehmer gefährdet ist  

• sich Änderungen insbesondere zu folgenden leistungsrelevanten Punkten ergeben: zeitlich 

(Beginn / Ende / Stornierung), Ort der Schulungsstätte / des Praktikums, Verteilung der 

individuellen Unterrichts- und Praktikumsabschnitte sofern abweichend von der zugelassenen 

Maßnahme 

3. Aktivitäten hinsichtlich der Maßnahmedurchführung  

• im Rahmen der Maßnahmebetreuung oder Maßnahmeprüfung sind den Agenturen für Arbeit, 

Jobcentern oder dem Prüfdienst AMDL Auskünfte über den Verlauf der Maßnahme zu erteilen  

• ist Einsichtnahme in alle die Maßnahme betreffenden Unterlagen zu gewähren  

• sind festgestellte Mängel fristgerecht zu beseitigen 

4. Aktivitäten hinsichtlich der Sicherung des Maßnahmeerfolges  

• Unterstützung der beruflichen Eingliederung der Teilnehmer, auch bei der Anlage und 

Überarbeitung des Bewerberprofils für die Jobsuche in der Bewerberbörse (dies umfasst auch 

eine Einweisung in die Funktionalitäten des Bewerbungsmanagements), Übermittlung der 

aktualisierten Daten an die Agentur für Arbeit oder das Jobcenter via eServices bzw. BA-mobil 

App 

• Erstellung einer Erfolgsbeobachtung/ -bilanz nach Maßnahmeablauf, die Aufschluss über die 

Eingliederung der Teilnehmer und die Wirksamkeit der Maßnahme gibt

http://www.arbeitsagentur.de/
https://www.arbeitsagentur.de/institutionen/bildungstraeger/downloads-bildungstraeger
https://www.arbeitsagentur.de/kursnet
https://www.arbeitsagentur.de/jobsuche/
https://www.arbeitsagentur.de/bewerberboerse/
https://web.arbeitsagentur.de/websso-prod/login/?from=router&resource_url=https:%2F%2Fsso.arbeitsagentur.de%2Fwebsso%2Fpages%2Fconsent.jsp%3Fstate%3DRDBWa0dWdUp6cWlUNXZjQ0RuYjQ2QT09flIrQVVvcHRlNTdmM2NjaDZGdW9rbEdkR2lweURpa3FVNEJwSjlCL2x5WjNrdGRnMXN3b1pJMmkyelNLc1dLczZrT01JTTV6bmxPclN3aWVPMjJwalZqRzhaaWoyUldiSnZGdnBNY2g3ZS91eVdSczZLVGs0aHlGbW9ueDB5cVV2dEpuR0pzVFVkR0dCaHdaTHYybGl5Ums4ZW1pU21DekgvMHRMeVNUSXltcE0zTm5IY2ZPZ2RFdDhDdTRMdGdoNVRLOVFhSm9Hb3R4aUVNSGZiR0JZSWFzSElaaEtjM01vQnFaL0l2YTBMcEZ4VmRGOXVFQlBRZVcxR1hHTmdpbTEyaXQ4YkozOUV6RlBCU2RKZ3l3bmE5MVNKUjdMenVKd0pkVmdhUXBpRi9vPQ%3D%3D%26scopes%3Dopenid%2BOAG.jwt%26client_id%3Djobboerse-bewerbersuche-ui&rid=60037f18-cf43-40c5-82bb-594da3d9f662
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§ 183 SGB III Qualitätsprüfung 

(1) Die Agentur für Arbeit kann die Durchführung einer Maßnahme nach § 176 Absatz 2 prüfen und deren 

Erfolg beobachten. Sie kann insbesondere  

1. von dem Träger der Maßnahme sowie den Teilnehmenden Auskunft über den Verlauf der Maßnahme und 

den Eingliederungserfolg verlangen und  

2. die Einhaltung der Voraussetzungen für die Zulassung des Trägers und der Maßnahme prüfen, indem sie 

Einsicht in alle die Maßnahme betreffenden Unterlagen des Trägers nimmt.  

(2) Die Agentur für Arbeit ist berechtigt, zum Zweck nach Absatz 1 Grundstücke, Geschäfts- und 

Unterrichtsräume des Trägers während der Geschäfts- oder Unterrichtszeit zu betreten. Wird die Maßnahme 

bei einem Dritten durchgeführt, ist die Agentur für Arbeit berechtigt, die Grundstücke, Geschäfts- und 

Unterrichtsräume des Dritten während dieser Zeit zu betreten. Stellt die Agentur für Arbeit bei der Prüfung der 

Maßnahme hinreichende Anhaltspunkte für Verstöße gegen datenschutzrechtliche Vorschriften fest, soll sie 

die zuständige Kontrollbehörde für den Datenschutz hiervon unterrichten.  

(3) Die Agentur für Arbeit kann vom Träger die Beseitigung festgestellter Mängel innerhalb einer 

angemessenen Frist verlangen. Die Agentur für Arbeit kann die Geltung des Aktivierungs- und 

Vermittlungsgutscheins oder des Bildungsgutscheins für einen Träger ausschließen und die Entscheidung 

über die Förderung aufheben, wenn  

1. der Träger dem Verlangen nach Satz 1 nicht nachkommt,  

2. die Agentur für Arbeit schwerwiegende und kurzfristig nicht zu behebende Mängel festgestellt hat,  

3. die in Absatz 1 genannten Auskünfte nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig erteilt werden oder  

4. die Prüfungen oder das Betreten der Grundstücke, Geschäfts- und Unterrichtsräume durch die Agentur für 

Arbeit nicht geduldet werden. 

(4) Die Agentur für Arbeit teilt der fachkundigen Stelle und der Akkreditierungsstelle die nach den Absätzen 1 

bis 3 gewonnenen Erkenntnisse mit. 

§ 318 SGB III Auskunftspflicht bei Maßnahmen der beruflichen Aus- oder Weiterbildung, Leistungen 

zur Teilhabe am Arbeitsleben, zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung  

(1) Arbeitgeber und Träger, bei denen eine Maßnahme der beruflichen Aus- und Weiterbildung, eine Leistung 

zur Teilhabe am Arbeitsleben oder eine Maßnahme nach § 45 durchgeführt wurde oder wird, haben der 

Agentur für Arbeit unverzüglich Auskünfte über Tatsachen zu erteilen, die Aufschluss darüber geben, ob und 

inwieweit Leistungen zu Recht erbracht worden sind oder werden. Sie haben Änderungen, die für die 

Leistungen erheblich sind, unverzüglich der Agentur für Arbeit mitzuteilen.  

(2) Personen, die bei Teilnahme an Maßnahmen der beruflichen Aus- oder Weiterbildung, der Teilhabe am 

Arbeitsleben oder einer Maßnahme nach § 45 gefördert werden oder gefördert worden sind, sind verpflichtet,  

1. der Agentur für Arbeit oder dem Träger der Maßnahme auf Verlangen Auskunft über den 

Eingliederungserfolg der Maßnahme sowie alle weiteren Auskünfte zu erteilen, die zur Qualitätsprüfung nach 

§ 183 benötigt werden, und  

2. eine Beurteilung ihrer Leistung und ihres Verhaltens durch den Träger zuzulassen.  

Träger sind verpflichtet,  

1. ihre Beurteilungen der Teilnehmerin oder des Teilnehmers unverzüglich der Agentur für Arbeit zu 

übermitteln,  

2. der für die einzelne Teilnehmerin oder den einzelnen Teilnehmer zuständigen Agentur für Arbeit 

kalendermonatlich die Fehltage der Teilnehmerin oder des Teilnehmers sowie die Gründe für die Fehltage 

mitzuteilen; dabei haben sie die Formulare zu nutzen, die im Fachportal der Bundesagentur zur Verfügung 

gestellt sind, soweit die Bundesagentur nicht eine anderweitige Art der Datenübertragung vorschreibt. 

§ 61 SGB II Auskunftspflichten bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 

(1) Träger, die eine Leistung zur Eingliederung in Arbeit erbracht haben oder erbringen, haben der Agentur 

für Arbeit unverzüglich Auskünfte über Tatsachen zu erteilen, die Aufschluss darüber geben, ob und 

inwieweit Leistungen zu Recht erbracht worden sind oder werden. Sie haben Änderungen, die für die 

Leistungen erheblich sind, unverzüglich der Agentur für Arbeit mitzuteilen.  

(2) Die Teilnehmer an Maßnahmen zur Eingliederung sind verpflichtet,  

1. der Agentur für Arbeit auf Verlangen Auskunft über den Eingliederungserfolg der Maßnahme sowie alle 

weiteren Auskünfte zu erteilen, die zur Qualitätsprüfung benötigt werden, und  

2. eine Beurteilung ihrer Leistung und ihres Verhaltens durch den Maßnahmeträger zuzulassen.  

Die Maßnahmeträger sind verpflichtet, ihre Beurteilungen des Teilnehmers unverzüglich der Agentur für 

Arbeit zu übermitteln. 


